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ERSTER TEIL 

Einleitung 

A. Vorbemerkungen 

Der internationale Handel wirft für die beteiligten Wirtschaftskreise 
eine Vielzahl von Problemen auf. Von großer Bedeutung ist dabei die 
Frage der Zahlungsabwicklung internationaler (Kauf-)Geschäfte. Der 
Käufer möchte sichergehen, bei Zahlung des Kaufpreises die Ware tat-
sächlich und mangelfrei zu erhalten. Demgegenüber will der Verkäufer 
die Garantie haben, für die versandte Ware den vereinbarten Kaufpreis 
zu erhalten. Beide Partner suchen also wirtschaftliche Sicherheit; sie 
wünschen eine reibungslose und schnelle Abwicklung des Kaufver-
trages. 

Diesem Bedürfnis haben die im internationalen Geschäft tätigen Ban-
ken Rechnung getragen, indem sie "Dokumentenakkreditive" zur Ver-
fügung gestellt haben. Diese sollen sicherstellen, daß der Verkäufer (V) 
bei Versendung der Ware gegen Vorlage bestimmter Dokumente sofort 
den Kaufpreis empfangen kann und der Käufer (K) die Ware so, wie 
es den Vereinbarungen des Kaufvertrages entspricht, erhält. 

Bei der Abwicklung von Akkreditivgeschäften entstehen in der Praxis 
nur selten Schwierigkeiten. Dies beruht darauf, daß sich die inter-
nationalen Geschäftspartner und Banken genau an die üblichen "Spiel-
regeln" halten, als die insbesondere die international vereinbarten 
"Einheitlichen Richtlinien" (ER) anzusehen sind. Nicht zu vermeidende 
Streitpunkte werden meist "intern" zwischen den Beteiligten des 
Akkreditivgeschäftes beigelegt, ohne daß die Parteien die Gerichte in 
Anspruch nehmen. Es kommt jedoch bisweilen vor, daß ein Gericht in 
einer Akkreditivstreitigkeit zu entscheiden hat. Dabei steht es häufig 
vor großen rechtlichen Problemen. 

Der erfreulichen Klarheit in der wirtschaftlichen Praxis steht näm-
lich eine erhebliche Unklarheit bei der rechtlichen Erfassung und Ein-
ordnung der Vorgänge beim Akkreditivgeschäft gegenüber. Streitig ist 
schon die Rechtsnatur der ER, die schließlich den reibungslosen Ablauf 
der Akkreditivgeschäfte garantieren sollen. Schwierigkeiten bereitet 
auch die rechtliche Einordnung des Akkreditivs und der Akkreditiv-
verpflichtung der Bank. 
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Gegenstand dieser Untersuchung ist das Verhältnis "Akkreditiv-
Grundverhältnis" oder "die Unabhängigkeit der Akkreditivverpflich-
tung vom Kaufvertragsverhältnis". 

B. Problemstellung 

Zur Klarstellung der rechtlichen Problematik sei folgender - gegen-
über der Praxis stark vereinfachter - Tatbestand vorangestellt: 

Käufer (K) und Verkäufer (V) vereinbaren, daß K zum Zwecke der 
Zahlung des Kaufpreises ein Dokumentenakkreditiv stellen solle (Ak-
kreditivklausel). 

K. beauftragt eine Bank mit der Eröffnung eines unwiderruflichen 
Akkreditivs zugunsten des V. Die Bank nimmt den Auftrag an und 
sendet das Eröffnungsschreiben an V. V reicht fristgerecht ordnungs-
gemäße Dokumente bei der Bank ein und verlangt Zahlung des Akkre-
ditivbetrages, obwohl ihm von dem dem Akkreditiv zugrunde liegen-
den Rechtsverhältnis her gesehen - Kaufvertrags- oder Grundver-
hältnis - der Betrag nicht zusteht. K versucht nunmehr, die Bank an 
der Auszahlung oder V an der Einziehung des Betrages zu hindern. 

Ein solcher Fall führt in der Praxis höchst selten zu Schwierigkeiten, 
falls die eingereichten Dokumente den Bedingungen des Akkreditivs 
entsprechen. Die Bank, die in der Regel nur das Akkreditiv und nicht 
den Kaufvertrag kennt, prüft lediglich, ob die Dokumente ordnungs-
gemäß sind. Nach Aufnahme der Dokumente zahlt sie den Betrag ohne 
Berücksi<:htigung etwaiger Mängel des Kaufvertrages an den Begün-
stigten aus. 

Diese klare und einfache Handlungsweise der Bank entspricht dem 
wirtschaftlichen Sinn des Akkreditivs, der verlorengeht, wenn die 
Akkreditivverpflichtung auf irgendeine Weise mit dem Kaufvertrags-
verhältnis verknüpft wird. Das Akkreditiv dient nicht nur der Ab-
wicklung von Zahlungen im internationalen Handel, sondern auch der 
Zahlungssicherung. Die Verpflichtung der Bank ist dabei ein stabili-
sierender Faktor auf Grund des Ansehens der Bank im Vergleich zu 
dem des Käufers, der auf dem Markt vielleicht unbekannt ist. Die 
Unabhängigkeit der Bank bürgt für die Sicherheit ihres Versprechens. 

Durch die Einschaltung der Dokumente wird K gegen das Risiko ge-
sichert, trotz Zahlung keine Ware zu erhalten. Auch V hat die Garan-
tie, bei Lieferung der Ware den Kaufpreis zu bekommen. Die Kredit-
würdigkeit der Bank ist ari die Stelle der des K getreten. Schon gegen 
Einreichung der Dokumente zahlt die Bank den Kaufpreis. 
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Zahn formuliert den wirtschaftlichen Sinn des Akkreditivs treffend 
wie folgt: "Das Akkreditiv macht den Verkäufer unabhängig von der 
Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit des Käufers. Der Verkäufer 
erhält für seine Kaufpreisforderung eine Sicherung, indem ihm eine 
Bank ein nur von der Dokumenteneinlieferung abhängiges Zahlungs-
versprechen gibt1." Unabhängig von Streitigkeiten, die aus dem Kauf-
vertragsverhältnis herrühren, soll V für die gelieferte Ware Zahlung 
erhalten. "Nach der Struktur des Akkreditivs soll der Käufer An-
sprüche aus dem Kaufvertrag erst dann gegen den Verkäufer geltend 
machen können, wenn dieser bereits gegen Einreichung der Doku-
mente Zahlung von der Bank erhalten hat2." 

Schwierigkeiten können aber in der Praxis auftauchen, wenn eine 
Bank - was nur selten vorkommen wird, da die Banken hinsichtlich 
der Waren kein Auskunftsrecht haben - erfahren hat, daß die ver-
schiffte Ware ganz und gar unzureichend ist. Kann oder muß die Bank 
unter Hinweis auf Mängel des Grundgeschäftes die Auszahlung an den 
Begünstigten verweigern? 

Auch von K erwirkte gerichtliche Entscheidungen (Urteil, Arrest 
und Einstweilige Verfügung), die V die Benutzung des Akkreditivs 
oder der Bank die . Auszahlung des Akkreditivbetrages untersagen, 
können für eine Bank Probleme aufwerfen. Zwar kann eine Gerichts-
entscheidung zunächst eine klare Rechtslage schaffen. Für eine Bank, 
die den Betrag nicht auszahlen darf, kann aber auch eine gegen V 
gerichtete Entscheidung Unannehmlichkeiten bringen, insbesondere 
wenn sich später (in der Rechtsmittelinstanz oder bereits im Haupt-
prozeß) herausstellt, daß V der Betrag rechtens zustand. Die inter-
nationalen Handelspartner reagieren empfindlich auf jede Störung der 
Akkreditivgeschäfte. Der Verkäufer, der möglicherweise im Ausland 
domiziliert, wird es auch der Bank und nicht allein seinem Kaufver-
tragspartner anlasten, daß er trotz Einreichung akkreditivgerechter 
Dokumente keine Zahlung von der Bank erhalten hat. 

Wirtschaftliche Gesichtspunkte sprechen also dafür, daß sich das 
Kaufvertragsverhältnis auf keinem Wege - weder über eine Ein-
wendung der Bank noch über eine gerichtliche Entscheidung gegen 
den Begünstigten oder die Bank - auf die akkreditivrechtliche Be-
ziehung Bank- Begünstigter auswirken darf. Wie ist aber dieser wirt-
schaftliche Sinn des Akkreditivs rechtlich zu verwirklichen? Sind sei-
ner Verwirklichung rechtlich Grenzen gesetzt? Mit anderen Worten: 
Wie ist die Unabhängigkeit der Akkreditivverpflichtung vom Grund-

1 s. 20. 
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